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Helmut Kohl zur Niedersachsenwahl: 

Die Partei hat einen 
großartigen und intensiven 
Wahlkampf geführt 
Eine großartige kämpferische Leistung der niedersächsischen CDU 
wie der Bundespartei, hervorragend unterstützt vom Bonner 
Konrad-Adenauer-Haus, haben nach Ansicht von Bundeskanzler 
Helmut Kohl und des niedersächsischen Ministerpräsidenten Ernst 
Albrecht entscheidend dazu beigetragen, daß die CDU gemeinsam 
mit der FDP weiter in Niedersachsen regieren kann. 
Auf einer Pressekonferenz am Tage nach der Wahl bezeichnete Bundeskanz- 
ler Helmut Kohl vor Bonner Journalisten das Wahlergebnis als einen Erfolg 
für die Union. Die wichtigsten Ziele wurden erreicht: Ernst Albrecht bleibt 
Ministerpräsident in Niedersachsen und die Koalition in Bonn behält die 
Mehrheit im Bundesrat. Die Stimmenverluste führte der Bundeskanzler teil- 
weise auf Wahlenthaltung besonders in den ländlichen Gebieten sowie auf ei- 
ne „Welle der Angst" zurück, die nach dem Reaktorunglück in Tschernobyl 
entstanden sei. Ministerpräsident Ernst Albrecht deutete die Ergebnisse als ei- 
ne „Rückkehr zur Normalität". 
»Entscheidend ist, daß Ernst Albrecht seine erfolgreiche Arbeit fortsetzen 
kann, stellte Helmut Kohl u. a. fest. Der gestrige Tag hat unseren Kurs bestä- 
tigt. Ich kann nur noch einmal unterstreichen, daß vor allem in den kritisch- 
sten letzten drei Wochen die Partei in Niedersachsen, unterstützt vom Ade- 
nauer-Haus und von der Bundespartei, ganz ungewöhnlich intensiv 

Die Ergebnisse der Landtagswahl in Niedersachsen vom 
15. Juni 1986 finden Sie im grünen Teil dieser Ausgabe 
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gekämpft hat. Ich gehe davon aus, daß 
dies auch ein Beispiel sein wird für die 
Bundestagswahl. 
Das zweite Ziel war, daß wir die Mehr- 
heit im Bundesrat behalten. Und das drit- 
te, sehr wichtige, was über den Tag hin- 
aus wirkt ist das, was Heiner Geißler mit 
der Formulierung der Richtungswahl 
schon vor Wochen deutlich gemacht hat. 
Es hat sich in Niedersachsen zum ersten 
Mal in drastischer Schärfe gezeigt, daß 
zwei Blöcke einander gegenüber stehen, 
auf der einen Seite die CDU mit den 
Freien Demokraten, auf der anderen Seite 
die Grünen und Sozialdemokraten. Willy 
Brandt hat in der letzten Woche noch ein- 
mal sehr deutlich gesagt, daß er im Falle 
einer ausreichenden Mehrheit natürlich 
damit rechnet, daß sein Kandidat mit den 
Stimmen der Grünen zum Ministerpräsi- 
dent von Niedersachsen gewählt wird. 
Das beweist, daß die Bundestagswahlaus- 
einandersetzung, was immer Herr Rau sa- 
gen mag, so geführt werden wird, daß die 
Sozialdemokraten natürlich die Grünen 
als Unterstützer beanspruchen werden, 
wenn der Wähler ihnen eine solche Chan- 
ce eröffnet. Für mich gibt es überhaupt 
keine Zweifel daran, daß diese Absicht 
besteht. 

Eine „blanke Illusion" 
Das niedersächsische Wahlergebnis hat 
sehr deutlich gemacht, daß das Wahlziel 
der SPD, die absolute Mehrheit der Man- 
date zu erreichen, eine blanke Illusion ist. 
Die Sozialdemokraten haben keine Chan- 
ce, die Mehrheit der Mandate bei der 
Bundestagswahl zu erhalten. Wenn man 
das gestrige Wahlergebnis im Vergleich 
zur letzten Bundestagswahl hochrechnet, 
dann wird man erkennen, daß man zu ei- 
nem ähnlichen Ergebnis kommen wird 
wie am 6. März 1983. 

Bei unserer Analyse wird natürlich auch 
der Stimmenrückgang sehr sorgfältig zu 
beachten sein. Ein Stimmenrückgang, der 
teilweise in Wahlenthaltungen bestand, 
teilweise auch durch die Ereignisse nach 
dem Reaktorunfall in der Ukraine be- 
dingt ist. Die Welle der Angst, die viele 
Gründe hat und für die ich immer wieder 
mein Verständnis betont habe, hat die po- 
litische Landschaft im Wahlkampf völlig 
verändert. Es steht außer Frage, daß wir 
vor ungefähr drei Wochen eine ganz un- 
gewöhnlich kritische Phase für die Union 
hatten. Es ist die eigentliche Leistung der 
letzten drei Wochen, daß wir aus diesem 
Rückstand das jetzige Wahlergebnis ge- 
meinsam erkämpft haben. 

IG Metall 
hat das Klima vergiftet 
Ich will noch ein kurzes Wort sagen zu 
der Kampagne und der Verhetzung durch 
die IG Metall. Wir haben immer scharfe 
Auseinandersetzungen in der Sache mit 
den Gewerkschaften gehabt, das ergibt 
sich aus der Parteienstruktur in der Bun- 
desrepublik. Ich will noch einmal als Par- 
teivorsitzender sagen, daß wir den Krach 
mit den Gewerkschaften im DGB nicht 
suchen. Aber es ist ganz unbestreitbar, 
daß vor allem die IG Metall in diesem 
Wahlkampf mit persönlichen Hetzparo- 
len gegen den Spitzenkandidaten Ernst 
Albrecht und gegen uns hier in Bonn in 
einer Weise auftrat, die das Klima völlig 
vergiftet hat. Man muß die führenden Re- 
präsentanten des Deutschen Gewerk- 
schaftsbundes fragen, ob sie es dulden, 
daß einzelne Gewerkschaften auf diesem 
Weg weitergehen. Denn, wer ja sagt zur 
Einheitsgewerkschaft, der muß auch ja 
sagen zu einem erträglichen Verhältnis zu 
politischen Gruppierungen, denen man 
selbst nicht angehört. Ich hoffe sehr, daß 
die Verantwortlichen im DGB jetzt, nach- 
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Ernst Albrecht: 

Eine Wahl gegen Rot-Grün 
Ernst Albrecht erklärte in der Presse- 
konferenz u. a.: Dies ist einer der er- 
staunlichsten Wahlkämpfe gewesen, 
die wir geführt haben. Er ist durch die 
Ereignisse in der Sowjetunion völlig 
anders verlaufen, als die Parteien sich 
das zu Anfang gedacht hatten. 

Vor Pfingsten war es sehr fraglich, ob die 
Union mit der FDP zusammen überhaupt 
eine Mehrheit erreichen könnte ange- 
sichts der Stimmung, die durch den Reak- 
torunfall in der Sowjetunion produziert 
Worden ist. Wir haben richtig gehandelt, 
mdem wir uns im Wahlkampf konzen- 
triert haben auf das Wesentliche: nämlich 
auf die Frage, ob Niedersachsen, in gewis- 
sem Sinne stellvertretend für die Bundesre- 
publik Deutschland, sich dazu entscheidet, 
rot-grün regiert zu werden oder aber christ- 
lich demokratisch/liberal. Zur Ehre der 
aiedersächsischen CDU möchte ich an die- 
ser Stelle sagen: die Partei hat phanta- 
stisch gekämpft, sie hat in drei Wochen 
den verlorenen Boden wieder aufgearbeitet 
und es geschafft, daß wir eine eindeutige, 
verläßliche Regierungsmehrheit für die 
"ächsten vier Jahre haben. 
Pur die Öffentlichkeit interessant ist: 

1. daß wir in völliger Harmonie zwischen 
Bundespolitik und Landespolitik, zwi- 
schen Bundespolitikern und Landespoli- 
tikern, zwischen Helmut Kohl und mir, 
diesen Wahlkampf geführt haben. 
2. Ich glaube, daß dieses Wahlergebnis 
symptomatisch für die Bundesrepublik 
Deutschland klar gemacht hat, daß die 
Sozialdemokratische Partei, was immer 
sie auch den Wählern vorgaukeln mag, 
nicht den Hauch einer Chance hat, die 
absolute Mehrheit der Mandate zu gewin- 
nen. 
Dies ist ja die Behauptung von Gerhard 
Schröder und den Sozialdemokraten in 
Niedersachsen gewesen. In zunehmen- 
dem Maße hat Herr Rau dies zu seiner ei- 
genen Sache gemacht. Es war interessant 
zu sehen, daß in den letzten zwei Wochen 
Anzeigen überhaupt nur noch mit dem 
Portrait von Johannes Rau geschaltet 
wurden, um glaubhaft zu machen, daß 
die SPD alleine die Regierungsverantwor- 
tung übernehmen könnte; sie ist bei 42 
Prozent und etwas gelandet. Wenn man 
weiß, daß die Sozialdemokraten mal in 
Niedersachsen 46 Prozent erzielen konn- 
ten, wenn man weiß, daß die Sozialdemo- 
kraten 28 Jahre lang in Niedersachsen die 
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dem das Wahlergebnis vorliegt, sich dies 
a'les noch einmal gut überlegen. Wir wer- 
ben einer Auseinandersetzung nicht aus 

. 

dem Weg gehen, auch nicht im Hinblick 
auf die kommende Bundestagswahl, 
wenn in diesem Stil weiter versucht wird, 
Politischen Einfluß zu nehmen. 
Zusammenfassend darf ich sagen, daß wir 
trotz der Verluste mit dem Wahlergebnis 
sehr zufrieden sind. Unsere Hauptziele 

sind erreicht worden. Wir haben eine gute 
Position. Wir können unsere Arbeit wie 
vorgesehen in diesem Jahr fortsetzen, um 
uns dann mit ganzer Kraft der Bundestags- 
wahl zu widmen. Ich bleibe bei meiner The- 
se, wir haben eine großartige Chance, wie 
am 6. März 1983, auch Ende Januar des 
kommenden Jahres eine Bestätigung für 
die .Koalition der Mitte' vom Wähler zu 
erhalten." 
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Regierung gestellt haben, dann sind diese 
42 Prozent zwar eine Normalisierung ge- 
genüber 1982 , aber sie zeigen auch sehr 
deutlich die Grenzen der Sozialdemokra- 
tie auf. 
Ein weiterer bemerkenswerter Punkt ist 
der, daß die CDU erstmalig offensiv die 
Auseinandersetzung mit den Grünen ge- 
sucht und sich nicht nur auf die Ausein- 
andersetzung mit der SPD konzentriert 
hat. Denn wenn es richtig ist, daß es über- 
haupt eine andere Mehrheit nur geben 
kann, in der Form von rot-grün, dann 
muß man sich natürlich auch mit den 
Grünen auseinandersetzen. Die Grünen 
haben uns das dadurch sehr erleichtert, 
daß sie auf ihrem Bundesparteitag eine 
ganze Serie von sehr deutlichen, aber in- 
haltlich auch abenteuerlichen Beschlüs- 
sen gefaßt haben. Wir haben im Wahl- 
kampf das, was die Grünen selber ent- 
schieden haben, den Wählern in allen 
Konsequenzen verdeutlicht. Und dies ist 
vielleicht die eigentliche Überraschung 
des Wahlergebnisses, daß die Grünen, die 
gehofft hatten über 10 Prozent zu kom- 
men, sich mit einer geringfügigen Verbes- 
serung zufrieden geben mußten. 
Was Franz Josef Strauß gestern gesagt 
hat, daß die rot-grüne Welle hier in Nie- 
dersachsen gebrochen worden ist, halte 
ich für richtig und fortwirkend für die 
nächsten Monate und Jahre. 

Es ist das erste Mal gewesen, daß die IG 
Metall, und zwar nur die IG Metall — 
nicht die Gewerkschaften — frontal 
Wahlkampf geführt hat gegen die CDU, 
so als sei die IG Metall eine kämpfende 
Partei. Es freut mich deshalb besonders 
feststellen zu können, daß die IG Metall 
in die Niederlage voll einbezogen ist und 
dort, wo* die Schwerpunkte ihrer Aktivität 
gewesen sind, ist das Wahlergebnis nicht 
abweichend von dem Gesamtergebnis im 
Lande. Den heftigsten Wahlkampf hat 
die IG Metall in Wolfsburg geführt, und 

diese reine Arbeiterstadt hat der Christ- 
lich Demokratischen Union in direkter 
Auseinandersetzung die Mehrheit bei der 
Kandidatenentscheidung gegeben, d. h. 
wir haben diesen Wahlkreis auch diesmal 
direkt gewonnen. 
Ich glaube, daß dieses für die Zukunft 
von erheblicher Bedeutung ist. Es ist im- 
mer die Auffassung der Christlich Demo- 
kratischen Union gewesen, daß wir die 
Einheitsgewerkschaft wünschen, daß sie 
alles in allem ein hohes Gut für die Bun- 
desrepublik Deutschland ist. Wir würden 
es aber sehr ungern sehen, wenn sich sol- 
che Aktivitäten wie die der IG Metall 
wiederholen würden, was in der Konse- 
quenz die Grundfesten der Einheitsge- 
werkschaft selber zerstören müßte. 

Pressestimmen 
zum Wahlausgang in 
Niedersachsen 
Die Aufrechterhaltung einer konservativen 
Regierungsmehrheit in diesem Bundesland 
bedeutet eine Erleichterung für Kohl... 

(Franz. Rundfunk: France Inter) 

... eine deutliche Entlastung für Bundes- 
kanzler Kohl und seine Koalitionsregie- 
rung, ... die keinen Anlaß sehen werden, 
ihren bisherigen Kurs zu korrigieren. Und 
... eine deutliche Belastung für den sozial- 
demokratischen Konkurrenten Rau, dessen 
Strategie, es alleine schaffen zu wollen, 
doch schwer an Glaubwürdigkeit eingebüßt 
hat... (NDR II) 

Kanzler Helmut Kohl wird insofern mit 
dem Ergebnis von Hannover zufrieden sein 
können, als ihm jetzt im Bundesrat nicht 
eine SPD-Opposition bei der Gesetzgebung 
erwächst. Er kann sich auch seine Ent- 
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Scheidungenför einen Umweltminister 
Wallmann und für eine Aussetzung der 
Sparpolitik zugunsten der Bauern als tak- 
tisch richtige Maßnahmen anrechnen. 

(SWF I) 

Es ist nicht zu verkennen, daß die entschei- 
denden Prozente in der Bevölkerung nicht 
auf eine SPD setzen wollten, die von den 
Grünen abhängig ist.   (Deutsches Fernsehen) 

Die Wiederwahl Ministerpräsident Al- 
brechts ist auch ein Erfolg für Bundeskanz- 
ler Kohl, der sich mit dem Abschneiden sei- 
ner Partei identifiziert hat und nun seinen 
»Kurs der Mitte" bestätigt sieht. 

(„Der Bund", Bern) 

Für die Bundesregierung sind die Ergebnis- 
se von Niedersachsen trotz der starken 
Verluste der CDU ein stärkendes Zeichen. 
Der letzte große Test vor der Bundestags- 
wahl ist zu ihren Gunsten ausgegangen. 
••• Kanzlerkandidat Johannes Rau, der 
s'ch stark im niedersächsischen Wahl- 
kampf engagiert hatte, muß den Sieg sei- 
ner Gegner als persönliche Niederlage 
empfinden. („Liberation", Paris) 

Der erste Urnentest nach der Reaktorkata- 
s*rophe in der Ukraine zeigt, daß Tscher- 
nobyl doch nicht überall ist.... Der Kanz- 
ler ... kann mit einer soliden Ausgangsba- 
sis in den eigenen Bundestags- Wahlkampf 
eintreten. („Basler Zeitung") 

Es ist ein symbolischer, aber wichtiger Er- 
folg der Union. 

(Frankfurter Allgemeine Zeitung) 

Wer diese mit schwersten Handikaps bela- 
dete „Richtungswahl" gewonnen hat, ... 
*Qnn der Bundestagswahl halbwegs beru- 
higt entgegensehen. 

(Frankfurter Neue Presse) 

°*e Bonner Koalition kann wieder mit 
"tehr Zuversicht in die Zukunft blicken. 

(Aachener Nachrichten) 

Das Ergebnis bedeutet zugleich eine Stabi- 
lisierung der Bonner Koalition und Helmut 
Kohls. (Handelsblatt) 

Ungeachtet der Stimmenverluste kann er 
(der Bundeskanzler, die Red.) nun nahezu 
unangefochten in den Bundestagswahl- 
kampfgehen. (Stuttgarter Zeitung) 

Der Kanzler wird sich in seinem Selbst- 
wertgefühl bestätigt sehen. 

(Münchner Merkur) 

Für ihn ist Niedersachsen, alles in allem, 
ein Traumergebnis.       (Neue Rhein Zeitung) 

Er hat eine „Richtungswahl"gewonnen. 
Nun muß er durchstarten. (Bild) 

Niedersachsen hat es bestätigt: Kohl ist ein 
Kanzler, mit dem die Union Wahlen ge- 
winnen kann. (Deutsche Tagespost) 

Viel Honig kann die SPD aus Schröders 
Zugewinn nicht saugen. 

(Frankfurter Neue Presse) 

Der Stolz über die gewonnenen Prozente 
kann nicht verdecken, daß eine absolute 
Mehrheit in weiter Ferne liegt. 

(Neue Osnabrücker Zeitung) 

Es gibt überhaupt keine Anzeichen dafür, 
daß die SPD die absolute Mehrheit errei- 
chen könnte. (Badische Zeitung) 

Die „Mehrheit links von Union und FDP" 
gibt es derzeit anscheinend wohl doch 
nicht. (Abendzeitung) 

Die Strategie Raus ist nicht aussichtsrei- 
chergeworden .... (Handelsblatt) 

Nicht die Attacken der politischen Gegner 
bewirkten das für die Umweltpartei so ent- 
täuschende Ergebnis. Sie verspielte ein bes- 
seres Resultat schon auf ihrem Parteitag in 
Hannover. (Neue Osnabrücker Zeitung) 

Die Grünen haben sich mit ihren maßlosen 
Forderungen selbst um ein besseres Ergeb- 
nis gebracht. (Handelsblatt) 
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Bilanzfälscher am Werk 
In inzwischen sattsam bekannter Kon- 
frontationsmanier wurden beim Ham- 
burger DGB-Kongreß die Erfolge der 
Bonner Regierungskoalition in eine 
Negativ-Bilanz verfälscht. Besonders 
tat sich dabei der stellvertretende 
DGB-Vorsitzende Gerd Muhr hervor. 

Wolfgang Vogt, Parlamentarischer Staats- 
sekretär beim Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, stellt folgende Fra- 
gen: 
Ist es negativ, 
• daß wir 1985 rund 200000 mehr Be- 
schäftigte haben und die unabhängigen 
Wirtschaftsinstitute für 1986 einen Be- 
schäftigungsgewinn von 300000 Arbeits- 
plätzen erwarten, 
• daß es 1986 erstmals seit 1979 wieder 
einen Rückgang der Arbeitslosenzahlen 
im Jahresdurchschnitt geben wird, 
• daß die Preise stabil sind und die Real- 
einkommen der Arbeitnehmer und Rent- 
ner wieder wachsen, 
• daß die Zahl der Kurzarbeiter von ih- 
rem Höchststand im Winter 1983 um fast 
eine Million zurückgegangen ist, 
• daß wir für Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik in diesem Jahr 11,5 
Milliarden Mark — das sind 70 Prozent 
mehr als im Jahr 1982 — zur Verfügung 
stellen, 
• daß wir die Zahl der Arbeitnehmer in 
Maßnahmen der beruflichen Fortbildung 
und Umschulung von 265000 im Jahre 
1982 auf 409000 im Jahre 1985 erhöht ha- 
ben, 
• daß wir das Arbeitslosengeld für ältere 
Arbeitnehmer verlängert haben, 
• daß wir im Steinkohlebergbau durch 
die Finanzierung von Anpassungsschich- 
ten Entlassungen vermieden haben, 

• daß wir Frauen Wiedereingliederungs- 
hilfen anbieten und damit ihre Rückkehr- 
möglichkeit in den Beruf verbessern, 
• daß wir die Teilzeitarbeit arbeitsrecht- 
lich besser abgesichert haben, 
• daß die Rücklagen in der Rentenversi- 
cherung erstmals seit 13 Jahren wieder 
steigen, 
• daß wir eine Hinterbliebenenrentenre- 
form durchgeführt haben, die die kleinen 
Renten schont, frauenfreundlich ist und 
deshalb auch vom DGB unterstützt 
wurde, 
• daß wir zum ersten Mal Erziehungszei- 
ten im Rentenrecht eingeführt haben, 
• daß wir für den Elternteil, der sich ganz 
der Erziehung eines Kindes widmet, ein 
Erziehungsgeld mit Arbeitsplatzgarantie 
eingeführt haben, 
• daß wir 1985 die Sozialhilfe um acht 
Prozent erhöht haben? 
Die Antwort auf diese Fragen, die sich 
fortsetzen ließen, ist einfach. Sie lautet 
aus der Sicht der Arbeitnehmer: Nein, 
nicht negativ, sondern positiv ist die Bi- 
lanz. Für wen spricht also der DGB, für 
die Arbeitnehmer oder für die SPD? 

Auch Kreml folgt Kohls 
Einladung 
21 von 26 Staaten, die Kernkraftwerke 
betreiben, haben positiv auf die Idee von 
Bundeskanzler Helmut Kohl reagiert, ei- 
ne internationale Zusammenkunft zur 
Reaktorsicherheit einzuberufen. Darunter 
sind auch die UdSSR, die CSSR und Ru- 
mänien. 
Ende Juni wird der Bundeskanzler auf 
dem EG-Gipfel in Den Haag versuchen, 
eine einheitliche Linie der Europäer her- 
beizuführen. 
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Die besten Mai-Arbeitsmarktdaten 
seit dem Regierungswechsel 
Die für Mai dieses Jahres gemeldeten 
Arbeitsmarktdaten sind für diese Jah- 
reszeit die mit Abstand besten seit dem 
Regierungswechsel im Oktober 1982; 
dies ist eindeutig belegt, wenn man 
auch die wesentlich niedrigeren Kurz- 
arbeiterzahlen im Vergleich jeweils im 
Mai der Jahre 1983 bis 1985 und die 
vergleichsweise hohe Zahl der offenen 
Stellen berücksichtigt. 

Im Verlauf der bisherigen fünf Monate 
dieses Jahres ist gegenüber den Ver- 
gleichszeiträumen der zurückliegenden 
Jahre die Zahl der Vermittlungen in Be- 
schäftigungsverhältnisse spürbar ange- 
wachsen, dagegen die Zahl der Arbeits- 
losmeldungen gesunken. Dies sind neben 
dem starken Zuwachs der neu als offen 
gemeldeten Stellen unverkennbare Signa- 
le dafür, daß einerseits die Zahl der Ar- 
beitsverhältnisse beträchtlich anwächst, 
andererseits aber auch die Arbeitslosig- 
keit im Trend weiter zurückgehen wird. 
Das ist ein nicht zu unterschätzender ge- 
meinsamer Erfolg der Wirtschaft wie 
auch des Staates, erklärte Bernhard Jago- 
da, arbeits- und sozialpolitischer Spre- 
cher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion. 

Der Sprecher der Bundesregierung, 
Staatssekretär Friedhelm Ost, erklärt zu 
der neuesten Entwicklung auf dem Ar- 
beitsmarkt, die Bundesregierung begrüße 
es, daß der Abbau der Arbeitslosigkeit 
vorankommt. Die Mai-Zahlen der Bun- 
desanstalt für Arbeit belegen, daß die seit 
Monaten anhaltende positive Entwick- 
lung sich verstetigt. 
Past 71 000 Arbeitslose weniger als im 
Vorjahresmonat, eine Verringerung der 

Kurzarbeiterzahl um 33 Prozent auf nur 
noch knapp 153000, dazu ein Anstieg der 
offenen Stellen um rund 47 Prozent auf 
nun über 169000 — das sind eindeutige 
Signale des Fortschritts. Der wirtschaftli- 
che Aufschwung geht also keineswegs am 
Arbeitsmarkt vorbei. Allerdings erfolgt 
der Abbau der Arbeitslosigkeit langsamer 
als der Anstieg der Arbeitslosigkeit — vor 
allem 1981 und 1982 jeweils plus 40 Pro- 
zent. 

Besonders erfreulich ist der weitere Rück- 
gang der Jugendarbeitslosigkeit um 8,3 
Prozent auf nunmehr knapp 118000. Die 
Arbeitslosenquote liegt hier bei 6 Prozent 
— gegenüber 8,5 Prozent im gesamten 
Durchschnitt. Sie ist damit niedriger als 
in allen anderen Staaten der Europäi- 
schen Gemeinschaft. Und nicht zu ver- 
gessen: Noch nie haben so viele Jugendli- 
che einen Ausbildungsplatz erhalten wie 
in den letzten Jahren. 

Die Bundesregierung weiß, daß in langen 
Jahren tief eingefressene Krebsübel Ar- 
beitslosigkeit nur sehr mühsam und all- 
mählich zu beseitigen sein wird. Doch 
ebenso zweifelsfrei ist, daß die Politik der 
Bundesregierung zur Wiedergewinnung 
von Wachstum, Beschäftigung und Stabi- 
lität bereits eine grundlegende Verbesse- 
rung auch auf dem Arbeitsmarkt eingelei- 
tet hat. Rund eine Million Arbeitsplätze 
gingen Anfang dieses Jahrzehnts in der 
Bundesrepublik Deutschland verloren. 
Seit Frühsommer 1984 ist der lange Rück- 
gang der Beschäftigung in einen steten 
Wiederanstieg übergegangen. Um mehr 
als 300000 liegt die Zahl der Beschäftig- 
ten über dem letzten Tiefpunkt. 



Zur Sache: 
Es geht aufwärts 
am Arbeitsmarkt 

Immer mehr 
Menschen 
haben Arbeit 

Norbert Blum: 
Jetzt sind alle gefordert 

IDie Unternehmer müssen 
• die Gewinne in mehr neue 

Arbeitsplätze stecken! 

ZDie Gewerkschaften sol- 
len mitmachen und sich 

nicht querlegen. 

<%   Städte und Gemeinden 
A müssen ran an die nötigen 
öffentlichen Investitionen!" 

Frischer Wind auf dem Arbeits- 
markt: Im April 217000 Arbeits- 
lose weniger, im Mai noch einmal 
108 000 - macht zusammen 
325 000. Unsere erfolgreiche 
Wirtschaftspolitik zahlt sich auf 
dem Arbeitsmarkt aus. Es geht 
aufwärts. 
Die Arbeitsplätze werden sicher. 
Das zeigt der Rückgang der 
Kurzarbeit. 

Noch Anfang 1983 gab es über 
1 Million Kurzarbeiter. Jetzt ist 
diese Zahl auf rund 150 000 ge- 
sunken. Besonders erfreulich ist 
auch, daß die Zahl der arbeits- 
losen Jugendlichen ständig weiter 
abnimmt. 
Und vor allem: Allein in diesem 
Jahr werden etwa 350 000 mehr 
Menschen neue Arbeitsplätze 
finden. 

Das ist der Aufschwung: Sichere Arbeitsplätze, stei- 
gende Einkommen, stabile Preise. Vertrauen in die Zu- 
kunft - Wir sind auf einem guten Weg in Deutschland. 

CDU 
sicher 
sozial 
undfrei 
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Die grünen Staatszerstörer 
Anläßlich der Aktuellen Stunde des 
Deutschen Bundestages zum Reaktor- 
unfall in Tschernobyl nahm der Parla- 
mentarische Geschäftsführer der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Sei- 
ters, zum Parteitag der Grünen Stel- 
lung und erklärte u. a.: Die Beschlüs- 
se des Parteitages der Grünen in Han- 
nover und das verabschiedete Wahl- 
programm sind ein Rezeptbuch, wie 
man auf schnellstem Wege eine frei- 
heitliche Demokratie, einen Rechts- 
staat, eine soziale Gesellschaft und ein 
reiches Land ruinieren kann. 

Q Die Grünen fordern den Austritt der 
Bundesrepublik Deutschland aus der 
NATO, selbstverständlich verbunden mit 
dem Abzug aller westlichen Schutztrup- 
pen aus der Bundesrepublik, die einseiti- 
ge Abrüstung des Westens, die langfristi- 
ge Auflösung der Bundeswehr und die so- 
fortige Auflösung des Bundesgrenzschut- 
zes. Wer dies verlangt, macht uns schutz- 
los, treibt uns aus der Gemeinschaft des 
freien Westens heraus und will letzten 
Endes unsere Unterwerfung unter die so- 
wjetische Hegemonie. 
(D Die Grünen fordern die Auflösung der 
Bereitschaftspolizei, den personellen Ab- 
bau und die Entwaffnung der Polizei in 
Bund und Ländern sowie die Abschaf- 
fung des Verfassungsschutzes. Wer dies 
verlangt, macht den Rechtsstaat schutzlos 
und liefert die Bürger den Chaoten und 
den Radikalen auf der Straße aus. Daß 
die Grünen dies wollen, zeigte sich auf 
dem grünen Parteitag, als die Zahl der in 
Wackersdorf verletzten Polizisten be- 
klatscht wurde, in beschämender und ab- 
stoßender Weise. 
(D Die Grünen fordern die Streichung 
des Wiedervereinigungsgebots im Grund- 
gesetz. Sie wollen die völkerrechtliche 

Anerkennung der DDR und die Schwä- 
chung Berlins. Ich sage: Wir haben nicht 
nur das Recht, sondern auch die Pflicht, 
immer und überall für das Selbstbestim- 
mungsrecht der Menschen einzutreten, 
ganz besonders für unsere Landsleute in 
der DDR, und dazu gehört auch das Fest- 
halten am Wiedervereinigungsgebot in 
der Verfassung. 
© Die Grünen fordern die sofortige Stil- 
legung aller Atomanlagen in der Bundes- 
republik Deutschland. Sie haben den fol- 
genden Antrag aber mit großer Mehrheit 
abgelehnt: Die Bundesversammlung for- 
dert den Bundesvorstand auf, an die So- 
wjetunion folgende Forderungen zu stel- 
len: 

a) die Stillegung sämtlicher atomarer An- 
lagen auf sowjetischem Gebiet, 
b) finanzielle Wiedergutmachung zu lei- 
sten an alle von der Katastrophe betroffe- 
nen Nachbarstaaten. 
Darüber hinaus wurde ein Antrag abge- 
lehnt, vor der sowjetischen Botschaft zu 
demonstrieren. Nichts kann die Unglaub- 
würdigkeit und Heuchelei grüner Forde- 
rungen drastischer dokumentieren als 
diese drei Beschlüsse. Motto: Kommuni- 
stische Kernreaktoren sind auch nach 
Tschernobyl gut, westliche sind schlecht. 
Den Grünen geht es doch überhaupt 
nicht um die Kernkraft, sondern um die 
wirtschaftliche Schwächung der Bundes- 
republik Deutschland und um die Sy- 
stemveränderung, die sie über Massenar- 
beitslosigkeit und Inflation erreichen 
wollen. 
(D Die Grünen sind mit Blumen in dieses 
Parlament eingezogen. Mit großen Wor- 
ten haben sie sich immer wieder als die 
einzig wahren Anwälte für den Frieden 
und für das Leben verkauft. Aber in Han- 
nover beschließen sie — ich finde dies 
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besonders unmoralisch und skandalös — 
die völlige Freigabe der Tötung ungebo- 
rener Kinder im Mutterleib bis zur Ge- 
burt. Die ersatzlose Streichung des Ab- 
treibungsparagraphen 218 macht die un- 
geborenen Kinder schutzlos und wehrlos. 
Dies ist der Ausstieg aus der zivilisierten 
Gesellschaft. 
Dies alles wäre keine Gefahr für die Bun- 
desrepublik Deutschland. Dies alles 
könnte man abtun, wenn es sich um Be- 
schlüsse und Forderungen handeln wür- 
de, die von einer Splitterpartei kämen 
oder von politischen Sektierern ohne Ein- 

fluß auf das politische Geschehen. Das 
eigentlich Erschreckende dieser Entwick- 
lung besteht darin, daß sich diese grüne 
oder besser gesagt tiefrote Politik immer 
stärker auf Sozialdemokraten stützen 
kann, die bereit sind, mit diesen Grünen 
gemeinsame Sache zu machen. Mit dieser 
Partei koaliert die SPD in Hessen. Von 
dieser Partei will die SPD in Niedersach- 
sen politische Unterstützung. Von dieser 
Partei erhofft sie sich Zusammenarbeit 
im Bund. Die deutsche Öffentlichkeit 
muß wissen, was die Grünen wollen und 
wer mit ihnen paktiert. 

Dokumentation über die Grünen 
Zahlreiche Abgeordnete und andere 
führende Vertreter der Grünen sind 
aus kommunistischen Kadergruppen 
hervorgegangen und verfolgen noch 
heute deren antidemokratischen Ziele. 
Das geht aus einer umfangreichen Do- 
kumentation über die Grünen hervor, 
die von der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion veröffentlicht worden ist. Sie 
trägt die Überschrift „Die Kader der 
Grünen" und enthält Informationen 
über politischen Werdegang und Le- 
benslauf von insgesamt 65 führenden 
Funktions- und Mandatsträgern der 
Grünen. 

Der Parlamentarische Geschäftsführer 
Seiters sagte dazu, in die Dokumentation 
seien nur solche Personen aufgenommen 
worden, die Mitglieder von Organisatio- 
nen „sind, waren, ihnen nahestehen oder 
zumindest zeitweise nahestanden, die im 
Verfassungsschutzbericht genannt sind 
und extremistische oder sicherheitsge- 
fährdende Ziele verfolgen". Diese Grup- 
pen bekennen sich zum Kommunismus in 
der Form des Marxismus-Leninismus, 
des Maoismus oder des Trotzkismus. Sie 
vertreten die Auffassung, daß „unser Ge- 

sejlschafts- und Wirtschaftssystem besei- 
tigt werden muß". Ein Teil von ihnen hat 
sich sogar aufgelöst, um bei den Grünen 
mitarbeiten zu können. Ein anderer Teil 
stehe der Gewaltanwendung prinzipiell 
nicht ablehnend gegenüber. 
Die Dokumentation, in der Daten und 
Angaben über 65 führende Funktionäre 
der Grünen gemacht werden, beruht, aus- 
schließlich, auf öffentlich zugänglichem 
Material wie Interviews und Zeitungsbe- 
richten, Fernsehaufnahmen und den ver- 
öffentlichten Berichten des Verfassungs- 
schutzes. Die Dokumentation untersucht 
insbesondere die personelle Verquickung 
der Grünen mit dem Terrorismus, den 
K-Gruppen wie dem Kommunistischen 
Bund (KB), aber auch dem Sozialisti- 
schen Büro, der KPD, dem Kommunisti- 
schen Bund Westdeutschland, der undog- 
matischen „Neuen Linken" sowie der 
DKP und ihrer Organisationen. Dabei 
wird auch auf die zum Teil erheblichen 
Straftaten grüner Politiker im Zusammen- 
hang mit dem Terrorismus sowie auf die 
Haftstrafen hingewiesen, die gegen sie 
ausgesprochen wurden. Zu diesem Perso- 
nenkreis gehören Bundestags-, Europa- 
und Landtagsabgeordnete. 
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„Ohne Frauen keine Zukunft - 
Jetzt schaffen wir den Durchbruch" 
Der 15. Bundesdelegiertentag der 
CDU-Frauenvereinigung stand unter 
dem Motto „Ohne Frauen keine Zu- 
kunft — Jetzt schaffen wir den Durch- 
bruch". Am 7. Juni 1986 kamen im 
Konrad-Adenauer-Haus 333 Delegier- 
te aus 10 Landesverbänden als Vertre- 
terinnen von rund 160000 weiblichen 
Mitgliedern in der CDU zusammen. 
Der Delegiertentag wurde — unter 
großer Beachtung durch die Medien 
— zu einem weiteren eindrucksvollen 
Beweis des Engagements und der poli- 
tischen Stärke der CDU-Frauen. 

Notwendig geworden war dieser zusätzli- 
che Delegiertentag durch den Tod von 
Dr. Helga Wex. Sie hatte von 1971 bis zu 
ihrem Tod im Januar 1986 die Frauenver- 
einigung erfolgreich geführt und sie zu ei- 
ner wichtigen politischen Kraft in der 
CDU gemacht. Ihre Verdienste um die 
Frauenvereinigung und die Gesamtpartei 
wurden im Konrad-Adenauer-Haus 
nochmals gewürdigt. 

Dann aber wies der Delegiertentag mit 
der Wahl einer neuen Vorsitzenden weit 
in die Zukunft: 
Es war ein Zeichen der Stärke der 
Frauenvereinigung auch im Prozeß de- 
mokratischer Entscheidungen, daß sie 
zwei respektable Kandidatinnen für das 
Amt der Vorsitzenden präsentieren konn- 
te: Prof. Dr. Rita Süssmuth, seit Septem- 
ber 1985 Ministerin für Jugend, Familie 
und Gesundheit und seit Anfang Juni 
auch Ministerin für Frauen, und Dr. Re- 
nate Hellwig, ehemalige Staatssekretärin 
im Ministerium für Soziales, Gesundheit 
und Umwelt des Landes Rheinland-Pfalz, 
Bundestagsabgeordnete und Mitglied des 

Bundesvorstandes der Frauenvereinigung 
— zwei Frauen, die gleichermaßen für 
die Sache der Frauen und die Verwirkli- 
chung der Essener Leitsätze eintreten. 
Die Delegierten wählten mehrheitlich Ri- 
ta Süssmuth an die Spitze der 160000 
Mitglieder starken Vereinigung: Sie er- 
hielt 202 (60,7 %) Stimmen, für ihre Ge- 
genkandidatin Renate-Hellwig stimmten 
131 Delegierte. 
Mit Rita Süssmuth — sie ist nach Helene 
Weber, Aenne Brauksiepe und Helga 
Wex erst die vierte Vorsitzende — be- 
ginnt ein neuer Abschnitt in der Ge- 
schichte und Arbeit der Frauenvereini- 
gung. Rita Süssmuth hat in zahlreichen 
Funktionen vielseitige politische Erfah- 
rungen gesammelt und ihre politische 
Kompetenz unter Beweis gestellt, so z.B. 
als Leiterin des Forschungsinstituts „Frau 
und Gesellschaft" in Hannover, das in- 
haltlich von ihrer Vorgängerin Helga 
Wex und der Frauenvereinigung mitkon- 
zipiert worden ist. Rita Süssmuth hat sich 
bereits vielfach als streitbare Kämpferin 
für die Sache der Frauen erwiesen — es 
ist in hohem Maße ihrem frauenpoliti- 
schen Engagement zu verdanken, daß der 
Bundeskanzler ihr Ministerium um die 
Abteilung „Frauen" erweitert hat. Sie ge- 
nießt selbst bei politischen Gegnern Re- 
spekt, zumal die anderen Parteien dieser 
kompetenten Frau nichts entgegenzuset- 
zen haben. Die neue Vorsitzende wird da- 
für sorgen, daß die Frauenvereinigung 
weiterhin eine gewichtige Stellung in der 
CDU einnimmt. 

Die Grundpositionen und Zielvorstellun- 
gen für ihre Arbeit in der Frauenvereini- 
gung stellte Rita Süssmuth auf dem Dele- 
giertentag unter das Leitmotiv: „Wir ha- 
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ben einiges erreicht, aber viel bleibt noch 
zu tun". 
Ihre politische Leitlinie: „Wir brauchen 
gegenwärtig nicht primär ein neues Zu- 
kunftsprogramm, diese Programmatik ist 
in Essen verabschiedet worden. Es gilt, 
sie jetzt Zug um Zug ... deutlich zu ma- 
chen und daraus Konsequenzen zu zie- 
hen." 
Einen Schwerpunkt ihrer Arbeit sieht sie 
in der Frage der Wahlfreiheit für Männer 
und Frauen und der Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf. Politik dürfe Frauen- 
leben nicht festlegen, sondern müsse die 
Gleichwertigkeit von Familienarbeit und 
Berufsarbeit anerkennen. Sie forderte ei- 
ne Gesellschaft, in der Familienwelt und 
Arbeits- und Bildungswelt besser aufein- 
ander abgestimmt sind. Engagement für 
die Familien müsse zudem auch ältere 
Menschen — insbesondere ältere Frauen 
und Pflegebedürftige — einbeziehen. 
Ein zentrales Anliegen der CDU-Frauen- 
vereinigung mit Rita Süssmuth an der 
Spitze ist eine stärkere Beteiligung von 
Frauen in der Politik. Rita Süssmuth 
lehnte eine Quotierung ab, forderte aber 
die Frauen auf, sich „Strategien" zu über- 
legen, wie sie an die Ämter kommen, die 
sie brauchen; denn „mehr Frauen in der 
Politik bedeutet, daß Männer Mandate 
abgeben müssen." 

Mehr Frauen in politischer Verantwor- 
tung — diese Forderung wurde auch von 
Bundeskanzler Dr. Helmut Kohl auf dem 
Delegiertentag unterstützt. Er gab den 
CDU-Frauen die Zusage: Nach der Bun- 
destagswahl wird es im Kabinett mehr 
Frauen geben. In seiner einstündigen Re- 
de und in der sich anschließenden Dis- 
kussion mit den Delegierten machte der 
Vorsitzende der Christlich Demokrati- 
schen Union Deutschlands die Erfolge 
der Bundesregierung in dieser Legislatur- 
periode deutlich und wies zugleich auf 
die Aufgaben der nächsten Legislaturpe- 

riode hin. Er verwendete dazu einen bild- 
lichen Vergleich des baufällig geworde- 
nen Hauses Bundesrepublik Deutsch- 
land, das die Regierung statisch wieder in 
Ordnung gebracht und in einigen Räu- 
men wohnlicher gemacht hat. Es sei die 
Aufgabe der nächsten Legislaturperiode, 
auch die anderen Räume noch richtig 
wohnlich zu gestalten. Bundeskanzler 
Helmut Kohl stellte dabei vor allem die 
Themen „Familie", „Frauen", „Jugend" 
und „Zukunft" in den Mittelpunkt seiner 
Ausführungen: 

„Eine gesunde Familie ist ein Grundpfei- 
ler einer menschlichen Gesellschaft und 
eines sozialen Rechtsstaates. Und so ist 
es doch ganz selbstverständlich, daß wir 
die Familie wieder in den Mittelpunkt 
der Politik gerückt haben, daß wir vor al- 
lem für die Frauen und Mütter das tun, 
was vernünftigerweise jetzt getan und Fi- 
nanziert werden kann. Aber es geht ja 
nicht nur um das Materielle. Ich glaube, 
die Wende in der Einstellung zu Kindern, 
Frauen, Müttern und Familien ist primär 
keine materielle Frage, sondern das ist 
wirklich eine Entscheidung für die Zu- 
kunft unseres Landes. Deshalb ist Fami- 
lienpolitik, Politik für Kinder, Politik für 
Frauen ein Kernstück unserer Politik. 

Es ist unübersehbar, daß die Diskussion 
um die Werteordnung eine völlig neue 
Dimension bekommen hat. Hier ist eine 
gewaltige, positive Veränderung im 
Gang. Ich nenne beispielsweise die Re- 
naissance des Geschichtsbewußtseins, 
das Verlangen vor allem junger Men- 
schen, mehr von der Geschichte des eige- 
nen Volkes zu erfahren, zu wissen, wo 
man steht und wo man hingeht. Ich erin- 
nere ferner an die erfreulichen Zeichen 
neuer Mitmenschlichkeit, etwa die Hilfe 
für die Dritte Welt, für die junge Leute 
ein ganz ungewöhnlich starkes Engage- 
ment und eine besondere Sensibilität be- 
weisen. 
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Jugend und Politik - 
Eine Dokumentation der Fraktion 
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
hat eine Dokumentation zum Thema 
„Jugend und Politik44 erarbeitet. 
Hierzu erklärt der Vorsitzende der 
Arbeitsgruppe Jugend, Familie und 
Gesundheit der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion Hermann Kroll-Schlüter: 
Die Lage der Jugend verbessert sich 
kontinuierlich. Der Pessimismus der 
70er Jahre gehört der Vergangenheit 
an. Diesen positiven Trend bestätigen 
sämtliche Umfragen unter den 15- bis 
25jährigen. Die Erwartungen der jun- 
gen Leute sind von uns erfüllt worden. 

Mit der Dokumentation „Jugend und Po- 
litik" stellt die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion der breiten Öffentlichkeit ihre 
Vorstellungen in Theorie und Praxis über 
eine zeitgemäße Jugendpolitik vor. Bun- 
destagsabgeordnete der CDU/CSU und 
Mitglieder der Bundesregierung erläutern 
in einer Reihe von Sachbeiträgen zu un- 
terschiedlichen Themenbereichen, was ju- 
gendpolitisch in dieser Legislaturperiode 
durchgesetzt wurde bzw. was einer Fort- 
schreibung bedarf. 

Die Dokumentation ist nicht zuletzt auch 
eine Informationsbroschüre, die Aus- 
kunft gibt über staatliche Fördermittel, 
Austauschreisen in alle Welt, Wehrdienst 
und Frieden, neue Technologien oder Be- 
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Stimmungen des Jugendschutzes und 
manches mehr. 

(Die Dokumentation ist bei der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion, Abteilung Do- 
kumentation, Zimmer 218 S, Telefon 
16-5476, zu erhalten.) 
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Heiner Geißler 
Vizepräsident der 
Christlich Demokratischen 
Internationale 
Die Generalversammlung der Weltunion 
der Christlich Demokratischen Parteien 
(CDI) hat am 6. Juni 1986 CDU-General- 
sekretär Heiner Geißler zu ihrem Vize- 
präsidenten gewählt. 
Schatzmeister wurde der CDU-Europa- 
abgeordnete Horst Langes aus Trier. 
Die CDI umfaßt 56 Parteien aus vier 
Kontinenten (Europa, Amerika, Afrika 
und Asien) und hat sich folgende Ziele 
gesetzt: 
• insbesondere den Kampf für die welt- 
weite Durchsetzung der Menschenrechte; 
• die Verwirklichung der sozialen 
Gerechtigkeit auf nationaler und inter- 
nationaler Ebene; 
• die Kooperation zwischen den Völ- 
kern zur Sicherung des Friedens. 

Diese jungen Leute erwarten von uns 
Sensibilität, Offenheit, aber auch Autori- 
tät; sie wollen nicht, daß wir ihnen nach 
dem Mund reden, sie wollen, daß man 
auf sie zugeht und sich kritisch mit ihnen 
auseinandersetzt. Hier liegt auch eine be- 
sondere Herausforderung für die Frauen- 
vereinigung. Sie können in besonderer 

Weise dafür eintreten, daß die Partei of- 
fen bleibt und sensibel für Anfragen aus 
der Gesellschaft. Sie haben eine besonde- 
re Chance — und, wie ich finde, eine be- 
sondere Pflicht —, Ihren unverwechsel- 
baren Beitrag zu leisten zu dieser Werte- 
diskussion, die jetzt in unserem Lande so 
intensiv geführt wird." 

L 
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Gespräch 
mit dem Ruhrbischof 
Auf Einladung von Bundeskanzler 
Helmut Kohl fand am Mittwoch, 
4. Juni 1986, im Kanzleramt ein Mei- 
nungsaustausch zwischen Mitgliedern 
der Bundesregierung sowie Bischof 
Franz Hengsbach und führenden Ver- 
tretern aus dem Ruhrbistum Essen 
statt. Im Mittelpunkt der Unterredung 
stand die wirtschafte- und beschäfti- 
gungspolitische Lage des Ruhrgebie- 
tes. 

Bischof Hengsbach erläuterte die schwie- 
rigen Probleme des Ruhrgebietes. Beide 
Seiten waren sich einig, daß die Lage des 
Reviers weiterer besonderer Aufmerk- 
samkeit bedürfe. Es gelte, die bereits er- 
reichten beschäftigungspolitischen Erfol- 
ge konsequent durch gezielte berufsquali- 
fizierende Maßnahmen, die Förderung 
moderner Technologien besonders im Be- 
reich der mittelständischen Wirtschaft 
und die Ansiedlung neuer industrieller 
Unternehmen im Ruhrgebiet fortzuent- 
wickeln, damit neue Zuversicht für die 
Menschen im Revier entsteht. 

Bundeskanzler Helmut Kohl dankte in 
diesem Zusammenhang den Vertretern 
des Bistums für ihre Solidaritätsaktionen 
zur Schaffung zusätzlicher Ausbildungs- 
stellen und Arbeitsplätze für jüngere Mit- 
bürger. Die Mitarbeit der katholischen 
Kirche bei der Lösung dieser zentralen 
Aufgabe sei ein ermutigendes Zeichen ge- 
samtgesellschaftlicher Verantwortung. 
Diese Initiativen seien ein wirksamer Bei- 
trag zu den Bemühungen um eine huma- 
ne Arbeitswelt, die für die Bundesregie- 
rung einen Schwerpunkt ihrer Politik bil- 
de, erklärte der Bundeskanzler. 
Die Gesprächspartner vereinbarten, die 
angesprochenen Themen weiter zu vertie- 
fen. 

Meinungsaustausch mit 
dem Zentralrat der Juden 
Zu einem intensiven und fruchtbaren 
Meinungsaustausch sind am 4. Juni 1986 
in Bonn Mitglieder des CDU-Präsidiums 
unter Leitung des Parteivorsitzenden, 
Helmut Kohl, und das Direktorium des 
Zentralrats der Juden in Deutschland un- 
ter Führung seines Vorsitzenden Werner 
Nachmann zusammengetroffen. Fragen 
des Geschichtsbewußtseins und aktuelle 
Themen standen im Mittelpunkt des Ge- 
sprächs, an dem seitens des Zentralrats 
auch der Vorsitzende der jüdischen Ge- 
meinde in Berlin, Heinz Galinski, teil- 
nahm. 

OECD optimistisch 
für deutsche Wirtschaft 
Das Wirtschaftswachstum der westlichen 
Industrieländer soll sich in den nächsten 
18 Monaten zwischen 3 und 3,5 % stabili- 
sieren. Zugleich soll die Arbeitslosigkeit 
nach dem neuesten Konjunkturausblick 
der Organisation für wirtschaftliche Zu- 
sammenarbeit und Entwicklung (OECD) 
bis Ende 1987 insgesamt nicht weiter an- 
steigen und in der Bundesrepublik leicht 
sinken. Neue Inflationsgefahren werden 
vorerst nicht erwartet. 

Während für die USA ein weiterer Rück- 
gang der Arbeitslosenquote auf rd. 6,75 % 
vorausgesagt wird, soll sie in den meisten 
europäischen Ländern mit durchschnitt- 
lich 11 % relativ hoch bleiben. Laut 
OECD wird die Bundesrepublik 
Deutschland das einzige europäische 
Land sein, in dem 1986 die Arbeitslosen- 
quote zum ersten Mal seit Anfang der 
80er Jahre sinken wird. Die Arbeitslosen- 
quote soll von 8,3 % in 1985 auf 8 % in 
1986 und 7,25 % in der zweiten Hälfte 
1987 zurückgehen. 
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Delegierte forderten Einrichtung 
eines weltweiten Frühwarnsystems 
Mit der großen Mehrheit von 209 ge- 
gen 22 Stimmen wurde der Bremer 
CDU-Chef Bernd Neumann auf dem 
ordentlichen Landesparteitag erneut 
an die Spitze des Landesverbandes ge- 
wählt. Neumann, der den Bremer Lan- 
desverband seit 1979 leitet und der 
auch Vorsitzender der CDU-Fraktion 
in der Bremischen Bürgerschaft ist, 
hatte sich zuvor in seinem politischen 
Rechenschaftsbericht ausgiebig mit 
der finanziellen Situation Bremens be- 
schäftigt. 

Nur die Hoffnung auf Hilfe der anderen 
Bundesländer reiche bei weitem nicht 
aus, stellte der CDU-Chef fest. Etwa zwei 
Drittel der heutigen Verschuldung Bre- 
mens hätten sich vermeiden lassen, wenn 
rcian in den vergangenen Jahren den öf- 
fentlichen Dienst nicht unverantwortlich 
aufgebläht und eine falsche Hochschul-, 
Schul- und Gesundheitspolitik betrieben 
hätte. Der erst vor einigen Monaten ins 
Amt gewählte Bürgermeister Wedemeier 
habe die Chance auf einen Neuanfang 
ungenutzt verstreichen lassen. Mit ihm 
hätten kalte Technokraten Einzug ins 
Rathaus gehalten. 
Neumann forderte mit Blick auf das 
Wahljahr 1987 die Bremer Liberalen auf, 
sich voll auf die Bonner Linie der FDP zu 
hegeben. Neumann: „Wenn die FDP die- 
sen Weg nicht geht, dann ist sie für Bre- 
men überflüssig." Bei der SPD und den 
GRÜNEN stellte der CDU-Chef eine zu- 
nehmende Identität in weiten politischen 
Bereichen fest. Anhaltenden Beifall der 
delegierten gab es schließlich für das kla- 
re Bekenntnis zur Politik der Bundesre- 
gierung und zu Bundeskanzler Helmut 
Kohl. 

Zuvor hatte der ebenfalls mit großer 
Mehrheit im Amt bestätigte Bundestags- 
abgeordnete Reinhard Metz die Regie- 
rungszeit von Helmut Kohl als die „er- 
folgreichste Regierung Europas" bezeich- 
net. Er forderte die Parteifreunde auf, 
von den Erfolgen auch zu reden, da sonst 
die Gefahr bestehe, daß alles als selbst- 
verständlich hingenommen werde. Aus- 
giebig beschäftigten sich die Parteitagsde- 
legierten mit dem Leitantrag des Landes- 
vorstandes zum Thema „Konsequenzen 
aus der Katastrophe von Tschernobyl". 
Es wurde gefordert, die Kernkraftwerke 
in aller Welt sollten auf den Sicherheits- 
standard der Meiler in der Bundesrepu- 
blik gebracht werden. Die Delegierten 
verlangten ein weltweites Frühwarnsy- 
stem und begrüßten die Initiative von 
Bundeskanzler Kohl, eine internationale 
Konferenz über Sicherheit und Frühwar- 
nung einzuberufen. 
Einstimmig forderte der Landesparteitag 
der Bremer CDU die Bundesregierung 
auf, die Kindererziehungszeiten bei der 
Rentenberechtigung auf alle Frauen aus- 
zuweiten. 
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Zulassungen 
Schadstoff armer Autos - 
ein Erfolg für die Union 
Die Zulassungszahlen schadstoffarmer 
Autos sind ein Beweis für die erfolgreiche 
Umweltpolitik der Regierung. Erstmals 
haben mehr als 100000 Fahrzeuge die 
strenge US-Abgasnorm erfüllt. Bemer- 
kenswert ist auch, daß sich die Zahl der 
neuzugelassenen Katalysator-Autos von 
Februar bis März verdoppelt hat. 
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„Für uns ist der bäuerliche Fami- 
lienbetrieb auch in Zukunft unver- 
zichtbar. " Helmut Kohl im neuen 
Zeitungsßugblatt, das sich an die 
deutschen Landwirte richtet. Die- 
ses informiert umfassend zu den 
konkreten Hilfsmaßnahmen der 
Regierung Kohl. Das neue zwei- 
seitige CD U extra sollte deshalb 
ganz besonders in den ländlichen 
Gegenden verteilt werden, damit 
eines klar ist: Bauern wählen 
CDU! 
Mindestabnahme: 250 Exemplare 
Preis pro Mindestabnahme: 
10,-DM 
Bestell-Nr.: 2821 

Bestellungen an: 

IS-Versandzentrum 
Postfach 13 28 
4804 Versmold 

Wir lassen unsere 
Bauern nicht Im Stich 
bas sind gezielte WHen der ftegienw üebit Kohl: 
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